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Drucksache IV/ 3694 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Sozialpolitik 
(20. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu der Vereinbarung vom 10. Dezember 1964 zur 
Durchführung des Abkommens vom 20. April 1960 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und dem Vereinigten König- 
reich Großbritannien und Nordirland über Soziale Sicherheit 

— Drucksache IV/3514 — 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Döhring 


1. Zum Gesetzentwurf 

Das deutsch-britische Abkommen über Soziale 
Sicherheit regelt nur die Ansprüche der Bezieher 
deutscher Renten gegen den britischen Staatlichen 
Gesundheitsdienst bei Aufenthalt in Großbritannien. 
Es regelt jedoch nicht die Gewährung von Sach- 
leistungen aus der Krankenversicherung der Rent- 
ner nach den deutschen Rechtsvorschriften an Be- 
zieher deutscher Renten und deren Familienangehö- 
rige, wenn diese sich vorübergehend im Hoheits- 
gebiet der Bundesrepublik Deutschland aufhalten, 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt aber im Hoheits- 
gebiet des Vereinigten Königreichs haben. Da diese 
Personen während des Aufenthaltes in Großbritan- 
nien durch den Staatlichen Gesundheitsdienst ge- 
schützt sind, haben sie keine weiteren Vorkehrun- 
gen für den Krankheitsfall (iieiwiliige Versicherung, 
Privatversicherung) getroffen. Artikel 2 des Gesetz- 
entwurfs bezieht diese Rentner billigerweise bei 
einem vorübergehenden Aufenthalt im Hoheits- 
gebiet der Bundesrepublik Deutschland in den 
Schutz der deutschen Krankenversicherung der Rent- 
ner ein, der ihnen bei gewöhnlichem Aufenthalt in 
Deutschland in der Regel auch offengestanden hätte. 
Den Trägern der Krankenversicherung werden die 
durch diese Regelung entstehenden Aufwcmdungen 
von den Trägern der Rentenversicherungen erstat- 
tet. — Artikel 3 des Gesetzentwurfs gibt die Mög- 
lichkeit, außergewöhnliche Belastungen auszuglei- 


I dien, die den Trägern der Krankenversicherung bei 
i Ausführung des Abkommens sowie der Durchfüh- 
rungsvereinbarung entstehen können. — Im übrigen 
enthält der Gesetzentwurf die in Ratifikationsgeset- 
zen üblichen Vorschriften. 

2. Zur Durchführungsvereinbarung 

Die Vereinbarung regelt die Durchführung des 
deutsch-britischen Abkommens über Soziale Sicher- 
heit. Sie hält sich dabei im wesentlichen an das 
System, das in der Verordnung Nr. 4 des Rats der 
EWG zur Durchführung und Ergänzung der Verord- 
nung Nr. 3 über die Soziale Sicherheit der Wander- 
arbeitnehmer festgelegt ist, soweit nicht Besonder- 
heiten des britischen Rechts Abweichungen erfor- 
dern. Die Vereinbarung enthält Begriffsbestimmun- 
gen, die Bestimmung der Verbindungsstellen und zu- 
ständigen Träger, Vorschriften über die Durchfüh- 
rung der allgemeinen Bestimmungen und der beson- 
deren Bestimmungen bezüglich der Leistungen bei 
Krankheit und Mutterschaft sowie Sterbegeld, der 
Altersrenten, Invaliditätsrenten, Hinterbliebenen- 
und Waisenrenten sowie der Leistungen bei Arbeits- 
unfällen und Berufskrankheiten. 

I Der Ausschuß für Sozialpolitik hat in seiner Sit- 
I zung vom 28. Juni 1965 einstimmig beschlossen, 
i dein Plenum des Deutschen Bundestages die Zu- 
I Stimmung zu dem Gesetzentwurf vorzuschlagen. 


Bonn, den 28. Juni 1965 

Frau Döhring 

Berichterstatterin 

Ausschußantrag umseitig 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV/3514 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 28. Juni 1965 


Der Ausschuß für Sozialpolitik 


Dr. Schellenberg 

Vorsitzender 


Frau Döhring 

Berichterstatterin 


angenommen in der 194. Plenarsitzung am 30. Juni 1965 



